
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Politische Grundfragen
Schlagworte Verfassungsfragen
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Parlamentarische Initiative
Datum 01.01.1965 - 01.01.2022

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc
Hirter, Hans

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc; Hirter, Hans 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Politische Grundfragen, Verfassungsfragen, Parlamentarische Initiative, 1997 - 2012.
Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 10.04.2024.

01.01.65 - 01.01.22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Politische Grundfragen

1Verfassungsfragen

01.01.65 - 01.01.22 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Das Parlament wird sich erst 1998 mit der Totalrevision der Bundesverfassung
auseinandersetzen. Bereits im Berichtsjahr regelte es aber eine Verfahrensfrage für die
Durchführung der Volksabstimmungen zu dieser Reform. Die Verfassungskommission
des Nationalrats hatte dazu mit einer parlamentarischen Initiative zwei nur für diese
Totalrevision gültige Neuerungen beantragt. Die erste sieht vor, dass dem Volk nicht nur
ein einziger Entwurf, sondern gleichzeitig auch Varianten zu einzelnen Bestimmungen
vorgelegt werden können. Damit soll einerseits der Gestaltungsspielraum der Bürger
ausgedehnt werden, vor allem aber soll vermieden werden, dass die ganze Revision der
Opposition zu einer einzelnen Bestimmung zum Opfer fällt. Innerhalb eines
Revisionspaketes sollen aber höchstens zu drei Bestimmungen Varianten vorgelegt
werden dürfen. Die zweite Neuerung soll dem Parlament erlauben, zu wichtigen
Grundsatzfragen bereits vor dem definitiven parlamentarischen Entscheid eine
Volksabstimmung (auch mit eventuellen Varianten) durchzuführen, deren Ergebnis dann
für das Parlament verbindlich ist. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.05.1997
HANS HIRTER

Die SVP, die FDP und die FP bekämpften im Nationalrat diese Vorschläge mit dem
Argument, dass sich damit das Parlament aus der Verantwortung schleiche. Zudem
werde damit für den Bürger der Entscheid nicht erleichtert. Da er bei gleichzeitiger
Abstimmung über die Varianten und die Gesamtvorlage nicht wisse, wie letztere dann
definitiv aussieht, könne er diese gar nicht beurteilen. Auch Bundesrat Koller äusserte
sich eher skeptisch zu Variantenabstimmungen. Seiner Meinung nach sollen sich solche
auf jeden Fall auf politisch wenig umstrittene Fragen im Bereich der
Verfassungsnachführung beschränken. Bei wichtigen inhaltlichen Entscheiden im
Bereich der materiellen Verfassungsreform (z.B. der Erhöhung der
Unterschriftenzahlen) bestünde laut Koller die Gefahr, dass eine Mehrheit das ganze
Paket ablehnen würde, um auf jeden Fall nicht zu riskieren, dass eine missliebige
Neuerung in Kraft tritt. Der Nationalrat beschloss mit 95 zu 45 Stimmen, auf die
Vorlage einzutreten. Bei der Detailberatung dieser neuen Regelung im
Geschäftsverkehrsgesetz konnte sich der von der Ratslinken bekämpfte
Kommissionsantrag durchsetzen, dass bei Variantenfragen zu Themen, die in der
bestehenden Verfassung bereits geregelt sind, immer dieser alte Verfassungstext einer
neuen Regelung gegenüberzustellen sei. Nicht zulässig soll es in diesen Fällen sein, zwei
unterschiedlich weit gehende Neuerungen einander gegenüber zu stellen. Die
Befürworter dieser Lösung begründeten ihren Entscheid damit, dass sonst die
Befürworter des Status quo ihre Meinung nur durch eine Ablehnung der ganzen Vorlage
ausdrücken könnten. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.11.1997
HANS HIRTER

Der Ständerat trat auf diese Vorschläge ebenfalls ein. Er lehnte aber den Beschluss des
Nationalrats ab, dass bei Varianten immer die alte Verfassungsbestimmung einer
Neuerung gegenübergestellt werden muss. Kommissionssprecher Rhinow (fdp, BL)
argumentierte damit, dass es sonst unmöglich wäre, dort wo Konsens über eine
Innovation besteht, das Volk mit einer Variantenabstimmung über das gewünschte
Ausmass dieser Innovation entscheiden zu lassen. Der Nationalrat übernahm diesen
Beschluss diskussionslos. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.12.1997
HANS HIRTER

Der Nationalrat befasste sich mit einer 2005 eingereichten parlamentarischen Initiative
Studer (evp, AG), welche die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit auf
Bundesebene verlangt. Gegen den Widerstand einer primär aus SVP-Abgeordneten
gebildeten Minderheit empfahl die Kommission für Rechtsfragen (RK-N), dem Vorstoss
Folge zu geben. Die Kommissionsmehrheit war freilich nicht uneingeschränkt für die
Einführung einer allgemeinen Überprüfung von Bundesgesetzen auf ihre Vereinbarkeit
mit Verfassungsbestimmungen. Diese parlamentarische Initiative würde aber
Gelegenheit bieten, die Wünschbarkeit der Einführung eines Verfassungsgerichtes und
allfällige dabei entstehende Probleme im Detail abzuklären. Gemäss

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.04.2009
HANS HIRTER
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Kommissionssprecher Fluri (fdp, SO) habe zum Beispiel die Vereinheitlichung der
kantonalen Prozessordnungen einen Rechtsabbau zur Folge gehabt. Diese wurden
bisher von den Kantonen beschlossen und konnten vom Bundesgericht auf ihre
Grundrechtskonformität überprüft werden. Heute sind sie als eidgenössische Erlasse
von dieser Kontrolle befreit. Die Mehrheit des Plenums liess sich von den Argumenten
der Rechtskommission überzeugen und gab der Initiative mit 80 zu 67 Stimmen Folge. 4

Einigen Wirbel verursachte eine Vorlage der RK-N, die auf die Einführung einer
Verfassungsgerichtsbarkeit zielte und auf zwei parlamentarische Initiativen Studer
(evp, AG) und Müller-Hemmi (sp, ZH) zurückging. Im konkreten Fall soll das
Bundesgericht Bundesgesetze auf ihre Übereinstimmung mit der Verfassung
kontrollieren können. In der im Februar gestarteten Vernehmlassung äusserten sich die
SVP und die FDP ablehnend. Die SP und die Grünen sowie Anwälte, Richter und 12
Kantone, und etwas später auch der Bundesrat befürworteten den Ausbau. Wurde auf
der einen Seite eine Justizialisierung der Politik und das Ende der direkten Demokratie
befürchtet, hob die andere Seite die bis jetzt nicht gewährleistete Normenhierarchie
und die Stärkung des Menschen- und Grundrechtschutzes hervor. Mit 13 zu 10 Stimmen
bei zwei Enthaltungen empfahl die Kommission schliesslich, Artikel 190 zu streichen,
der die Unanfechtbarkeit der Bundesgesetze begründet. Die grosse Kammer folgte im
Dezember ihrer Kommission und nahm den Antrag mit 94 zu 86 Stimmen an. In der
kleinen Kammer wurde das Geschäft im Berichtsjahr nicht mehr behandelt. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN

Die bereits mehrere Jahre schwelende Auseinandersetzung um die Einführung einer
Verfassungsgerichtsbarkeit auf Bundesebene nahm im Berichtsjahr ein Ende. Der
Nationalrat hatte noch Ende 2011 den auf die parlamentarischen Initiativen Studer (evp,
AG) und Müller-Hemmi (sp, ZH) zurückgehenden Vorschlag der RK-N für eine Streichung
von Art. 190 BV knapp angenommen. Damit hätte die Judikative die Kompetenz
erhalten, Gesetze auf ihre Verfassungsmässigkeit zu prüfen. Die Änderung und
Aufhebung von Gesetzen hätte jedoch weiterhin der Legislative oblegen. Allerdings
beschloss der Ständerat in der Sommersession des Berichtsjahrs entgegen der
Empfehlung seiner Kommission mit 17 zu 27 Stimmen Nichteintreten. Im zweiten
Durchgang schloss sich die grosse Kammer in der Wintersession 2012 diesem Entscheid
letztlich relativ deutlich mit 101 zu 68 Stimmen an. Lediglich die SP, die GP und die GLP
sprachen sich in der Mehrheit für ein Verfassungsgericht aus. Letzten Endes obsiegten
die Bedenken einer möglichen Einschränkung der direkten Demokratie über das
Argument der Befürworter, die eine Stärkung des Rechtsstaates hervorhoben. Es
entspreche der Tradition der Schweiz eher, Gesetze mit Hilfe des politischen Willens
statt mit rechtlichen Aspekten zu prüfen. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.12.2012
MARC BÜHLMANN
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